Vorlage des Schulpersonalrats für einen Gesamtkonferenzbeschluss

Die Gesamtkonferenz der Edith-Stein-Schule in Offenbach beschließt folgende Grundsätze für den Vertretungsunterricht (gem. §133 Abs.1 Ziffer 14 HSchG):
Wir befürworten ausdrücklich das Konzept einer verlässlichen Schule ohne Unterrichtsausfall von der 1. bis zur 6. Unterrichtsstunde.
Als Integrierte Gesamtschule in Offenbach, einer Stadt mit problematischer Bevölkerungsstruktur (hoher Zuwandereranteil, hohe Arbeitslosenquote), tragen wir für unsere Schülerinnen und Schüler eine besondere pädagogische Verantwortung. Wir werden dieser Verantwortung nur durch qualifizierten und engagierten Unterricht gerecht. Dieses Prinzip des qualifizierten und engagierten Unterrichts gilt auch für jegliche Form des Vertretungsunterrichts.
Unterrichtsausfall wegen Erkrankung oder dienstlicher Verhinderung einer Lehrkraft gehört zum Schulalltag und liegt nach Auskunft des HKM bei 7%. Somit ist es Aufgabe des Landes Hessen, durch entsprechende Personalzuweisung für qualifizierten Vertretungsunterricht zu sorgen.
Für die Lehrerinnen und Lehrer der ESS ist es eine kollegiale Selbstverständlichkeit, in Ausnahmesituationen Vertretungsunterricht zu übernehmen. Hierbei sind von der Schulleitung folgende Bedingungen zu beachten:
· Arbeitsgemeinschaften gehören für die ESS als Schule mit erweiterter Pädagogischer Mittagsbetreuung zum pädagogischen Konzept und dürfen nicht zugunsten von Vertretungsunterricht beliebig aufgelöst werden. 
· Bei der Zusammenlegung oder Aufteilung von Lerngruppen sind die Klassenhöchstwerte einzuhalten. 
· Verbeamteten Lehrkräften kann in Ausnahmesituationen durch die Schulleitung die zusätzliche Erteilung von Vertretungsunterricht angeordnet werden (volle Stelle bis zu 3 Stunden monatlich; Teilzeitkräfte entsprechend). Angeordnete Mehrarbeit darf aber nicht zu einer dauerhaften Einrichtung werden. Aus diesem Grund dürfen Springstunden nicht bewusst zur eventuellen Übernahme von Vertretungsunterricht eingeplant werden. Regelmäßige Bereitschaftszeiten zur Abdeckung von Vertretungsunterricht in den ersten beiden Unterrichtsstunden sind als Arbeitszeit anzurechnen. Bei Abwesenheit von Lerngruppen können frei gewordene Lehrkräfte für Vertretungsunterricht eingesetzt werden; eine Bilanzierung ausgefallener Stunden über den Tag der Abwesenheit hinaus lehnen wir ab.

· Angestellten Lehrkräften ist der zusätzliche Vertretungseinsatz grundsätzlich als Mehrarbeit zu vergüten. Die angestellte Lehrkraft muss dem Vertretungseinsatz zustimmen.

· LiVs sind gem. §40 Abs.8 UVO nur in Ausnahmefällen und in ihnen bekannten Lerngruppen zu Vertretungsunterricht heranzuziehen.
Sollten externe Vertretungslehrkräfte benötigt werden, so gelten folgende Grundsätze:
· Externe Vertretungslehrkräfte müssen fachlich und pädagogisch qualifiziert sein (1. und 2. Staatsexamen oder abgeschlossenes Hochschulstudium und Unterrichtserfahrung).

· Die Beschäftigung erfolgt auf BAT-Basis.

· Einstellung und Vergütung bedürfen der Zustimmung des Personalrats.
Die Schulleitung erläutert dem Personalrat einmal monatlich den Vertretungsplan.

